
Protokolle
zu den Sitzungen des 61. Rheinischen Provinziallandtages.





Erste Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssäle des Stiindehauses zu Düsseldorf

am Sonntag, den 10. Juli 1921.

Nach Teilnahme an dem in beiden HauptkirchenabgehaltenenFestgottesdiensteversammelten
sich die Mitglieder des auf heute einberufenen61. RheinischenProvinziallandtags gegen 12 Uhr
im Sitzungssaal« des Ständehauses.

Von einer Abordnung geleitet, trat um 12 Uhr 30 Minuten der Staatskommissar,
Ober-Präsident der Rheinprovinz, v. Groote, Exzellenz, in den Saal und eröffnete den Provinzial-
landtag mit einer Ansprache. (Vergleicheden stenographischen Bericht.)

Als das an Jahren älteste Mitglied des Provinziallandtags wurde der Abgeordnete
Dr. Olbertz aus der Reihe der Anwesenden ermittelt. Der Abgeordnete übernimmt als Alters¬
präsident den Vorsitz mit einer Ansprache (vergleiche den stenographischen Bericht) und beruft die
beiden jüngsten Mitglieder des Provinziallandtags, die Abgeordneten Knab und Gertner, als
Schriftführer nnd Stimmzähler.

Bei der auf Anordnung des Alterspräsidenten stattfindendenAuszählung des Provinzial¬
landtags ergibt der Namensaufruf die Anwesenheitvon 142 Mitgliedern und damit die Beschluß¬
fähigkeit der Versammlung.

Der Alterspräsident fordert nunmehr die Versammlung auf, iu Gemäßheit des § 32
der Proviuzialordnung zur Wahl eines Vorsitzendenzu schreiten.

Auf Vorschlag des Abgeordneten Münuig erfolgt die Wahl durch Zuruf, wobei uach
dem gemachtenVorschlage der Abgeordnete Giclen einstimmig gewählt wird.

Abgeordneter Gieleu nimmt mit dem Ausdruck aufrichtigen Dankes die Wahl an.
Hierauf wird zur Wahl des stellvertretendenVorsitzendengeschritten.
Der AbgeordneteDr. Iarres macht den Vorschlag,zum ersten stellvertretendenVorsitzenden

den Abgeordneten Dr. Wesenfeld dnrch Znruf zn wählen.
Der Abgeordnete Haas macht den Vorschlag, zum zweiten stellvertretendenVorfitzenden

den AbgeordnetenUllenbaum, und zwar ebenfalls durch Zuruf zn wählen.
Die Versammlung stimmt diesen Vorschlägenzu.
Die Gewählten nehmen die Wahl an.
Der Alterspräsident ersucht den Abgeordneten Giel.en, den Vorsitz zu übernehmen,

was geschieht.
Der Vorsitzende nimmt Zunächst Veranlnfsnng, dem Alterspräsidenten für die Mühe¬

waltung uud die ausgezeichneteWeise, mit der er die Verhandlungen des Provinziallandtags ein¬
geleitet hat, den Dank des Hauses auszusprechen.

Bei der sodann folgenden Wahl der Schriftführer werden auf die Vorschläge aus dem
Hause durch Zuruf gewählt:

1. Abgeordneter Elfes,
2. Abgeordneter v. Stedman,
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3. AbgeordneterWeyers,
4, Abgeordneter Hauck.
Die Gewählten nehmen die Wahl an.
Der Vorsitzende spricht den Schriftführern den Dank des Hauses für die betätigte Mühe¬

waltung aus.
Das Schriftführeramt für den weiteren Teil der Sitzung übernehmen die Abgeordneten

Elfes und Hauck.
Der Vorsitzende macht dem Staatskommissar die Mitteilung, daß der 61. Rheinische

Provinziallandtag durch die Wahl seines Vorstandes sich zusammengesetzt habe.
Der Vorsitzende macht folgende geschäftliche Mitteilungen:
Seine Exzellenz, der Herr Staatskommissar hat mitgeteilt, daß er den Herrn Ober-

präsidialrat Dr. Brandt als seineu Kommissar zu den Sitzungen des Pruvinziallandtags und
der von diefem zur Vorbereitung feiner Vefchlüfse gewählten Kommissionenanmelde.

Der Ortsdelegierte der Besatzung von Düsseldorf-Stadt hat in einem Schreiben vom
7. ds. Mts. mitgeteilt, daß die Versammlungdes Provinziallaudtags mit dem Vorbehalte genehmigt
werde, „daß keine Reden gehalten und leine Fragen behandelt werden, die geeignetsind, die Würde
der Besatzungtruppen zu gefährden".

Nach den vorliegenden Mitteilungen sind die Abgeordneten Hagen, Hueck, Pattberg
und Bottler aus Gesundheitsrücksichten verhindert, au der Tagung teilzunehmen.

Der in der Neuwahl zum Provinziallandtag am 20. Februar ds. Is. zum Abgeordneten
gewählte Dr.-Ing. Talbot hat mit Rücksicht auf fcineu Gesundheitszustand sein Mandat
niedergelegt. An seine Stelle ist uach der Vorschlagslisteder Chefarzt des Laudesbades in Aachen
Dr. Krebs getreten.

Wie dem Hause bekannt, hat der Provinziallandtag in seiner letzten Tagung auf deu
Antrag der Wahlprllfuugskummissiondie Entscheidung über die Gültigkeit der am 20. Februar
stattgehabten Proviuziallandtagswahlen ausgesetzt, da die in 8 10 des Gesetzes, betr. Wahlen zu
den Provinziallandtagcn und zu den Kreistagen, vom 3, Dezember 1920 vorgesehene Einspruchs¬
frist gegen die Gültigkeit der Wahlen noch nicht abgelaufen war.

Der Provinzinlausschußhat die Wahlverhaudluugenmit deu Einsprüche« dem Provinziallaud-
tage vorgelegt. Die Verhandlungenwerden zunächst der Wahlprllfungskommissionzu überweise,, sei,,.

Außer den Ihnen bereits zugegangenen Drucksachensind noch folgende Vorlagen ein¬
gegangen, die anf Ihre Plätze verteilt sind:

1. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend anderweite Verteilung der
Provinzialsteuern (Drucksachen-Nr.27); diese Vorlage würde mit Drucksacheu-Nr.1 zu verbinden
und der I. Fachkommission zu überweise,, sei,,.

2. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend den Antrag der Bezirks¬
gruppe Rheinland des Verbandes der Kommunalbeamten und -AngestelltenPreußens (e. V.) vom
4. Juni 1921 auf Erweiterung der Satzungen der Ruhegehaltskafsenund der Witwen- und Waisen-
versurgungsanstlllt (Drucksachen-Nr.28). Ich schlageUeberweisungdieses Antrages an die Fach¬
kommission II H vor.

3. Ein Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend Errichtung einer weiteren
landwirtschaftlichenWinterfchule im Kreise Mors (Drucksachen-Nr.29). Diese Vorlage ist mit der
Ihnen zugegangenen Vorlage (Drucksachen-Nr.20) zu verbinden; sie würde der IV. Fachtommission
zuzuweisen sein.
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Endlich ist noch eingegangen:
4. Eine Petition des Landesbausekretärs Maerker bei dem Landesbauamt in Sicgburg,

betreffendden Bau einer Dienstwohnung oder Gewährung eines Baudarlehens.
Ich schlage vor, diese Petition an die I. Fachkommission zu überweisen.
Der Provinziallaudtag stimmte diesen Vorschlägenzu.
Die in dem Ihnen zugegangenenVorlagenverzeichnisunter laufende Nr. 1 und 27 auf¬

geführten Vorlagen Drucksachen-Nr.25 und Drucksachen-Nr.13 werdeu Ihnen noch zugehen.
Zum Vorlagenverzeichnisselbst habe ich noch zu bemerken, daß an Stelle des an der

Landtagstllgung verhinderten Herrn AbgeordnetenHueck zu laufende Nr. 3 des Verzeichnisses Herr
Abgeordneter Hirtsiefer, zu laufende Nr. 5 Herr Abgeordneter Lünartz und zu laufende Nr. 21
Herr AbgeordneterSanders als Berichterstatter für die Fachkommission bestellt worden ist.

Der Herr Oberbürgermeisterder Stadt Düsseldorf hat die Damen und Herren Abgeord¬
neten für Montag, den 11. Juli abends, zum Besucheder Freilichtbühne und für Donnerstag zum
Besuche des Npolluthcaters eingeladen.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten,welche von der Einladung des Herrn Oberbürgermeisters,
für die ich namens des Hauses verbindlichst danke, Gebrauch machen wollen, die Karten im Landtags'
büro in Empfang zn nehmen.

Die Karten für die Freilichtbühne müssenbis spätestensMontag mittag 12 Uhr und die
Karten zum Besuchedes Apollutheaters bis spätestens Mittwoch mittag 12 Uhr abgeholt werden.

Was die Bildung der Kommissionen anlangt, so schlage ich vor, diese in der alten Zusammen¬
setzungzu belassen, soweit nicht durch die Fraktionen andere Vorschläge gemacht werden sollten.

Der Provinziallandtag beschließt in diesem Sinne.
Dann würde noch zu laufende Nr. 28 des Vorlagenverzeichniffeseine besondere Kommision

zur Vorbereitung der Wahl eines neuen Landeshauptmanns gebildet werden müssen.
Ich schlage vor, die nächste Sitzung ans Montag vormittag 9'/? Uhr anzuberaumen und

zwar mit der folgenden Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausfchufses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für

das Rechuungsjahr 1919.
3. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des Rheinischen

Provinzialverbandes.
4. Vorbericht zn dem Hanpt-Hanshaltsplan der Provinzialverwaltung und zu den zu

ihm gehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten
und

Haupt'Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1921. .
5. Bericht des Berichterstatters der Geschäftsordnungskommissionüber den Entwurf der

neuen Geschäftsordnung.
6. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.

Aus dem Hause wird beantragt, den Bericht des Herrn Landeshauptmanns zum Haupt-
Haushaltsplan schon heute entgegenzunehmen.Dieser Antrag findet nicht die Mehrheit des Hauses.

. Der Provinziallandtag stimmt dem Vorschlagedes Vorsitzendenzu.
Schluß der Sitzung 1 Uhr 40 Minuten.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Gielen. A. Hauck. W. Elfes.
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Zweite Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssäle des Ständehauses zu Düsseldorf

am Montag, den 11. Juli 1921.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 9 Uhr 40 Minuten.
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offeu.
Schriftführer für heute find die Abgeordnetenv. Stedman und Weyers.
Der Vorsitzende macht nachstehende geschäftliche Mitteilungen:
Eingegangen ist ein Antrag der Gutsverwaltung des Rittergutes Grittern in Hückelhoven

auf Uebernahme der Kosten der Regulierung und Unterhaltung des Roerflusfes.
Der Antrag wird zunächstder IV. Fachkommissionüberwiesen.
Ferner sind eingegangen nachstehendeAnträge der Fraktion der Unabhängigen Sozial-

demokratischen Partei:
1. Der Prouinzillllandtag ersucht die Provinzialvcrwaltung, dahin zu wirken, daß die in

den Fürsorgeerziehungsanstlllteunoch immer übliche Prügelstrafe beseitigt wird und eine humanitäre
Behandlung der Zöglinge eintritt, sowie daß Verstöße hiergegen im Wege des Disziplinarverfahrens
zu ahnden find.

Die Bernfsberatung der Zöglinge und ihre Unterbringung in Arbeitsstätte« aller Art
erfolgt unter Hinzuziehung der Gewerkschaften. Das Koalitionsrecht der Zöglinge darf nicht
angetastet werden.

2. Wir beantragen, im Haushaltsplan für die Hebammenlehrcmstaltcn20"/° Freistelleu für
unbemittelte geeignetePersonen zn schaffen.

3. Der Pruvinziallandtag wolle beschließen:
Jedem Abgeordneten ist eine Freifahrkarte für fämtliche Bahnen innerhalb der Grenzen

der Rheinproviuz zu gewähren.
Eventuell ist dieser Antrag als Willenskundgebungder Staatsregicrnng und dem preußischen

Landtag zur Beschlußfassungzu überweisen,
4. Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Dein Landtag ist ein Altersuerzeichnis der Beamten vorzulegen, getrennt nach Ver°

waltnngszweigen.
Diese Anträge werden den zuständigen Fachkommissionenüberwiesen.
Der Abgeordnete Iansen-Köln hat mitgeteilt, daß er infolge einer dringenden Reise

verhindert sei, am 11., 12. und 13. d. Mts. an den Sitzungen des Provinziallandtages teil¬
zunehmen.

Es ist sodann eine Kommission zur Vorbereitung der Wahl eines neuen Landeshaupt¬
manns zu bilden. Ich ersuche die Fraktionen, mir die Vorschläge hierzu in« Laufe des heutigen
Tages zugehen zu lassen.

In der Zusammensetzungder Kommissionensind folgende Aenderungen eingetreten:
I. Fachkommission.

An Stelle des Abgeordneten I)r. Hagen tritt der Abgeordnete Schafcr-Effen.
An Stelle des AbgeordnetenSimon-Kirn tritt der Abgeordnete Andres-Kreuzuach.
An Stelle des AbgeordnetenFarwick tritt der Abgeordnete Maus.
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II g, Fachkommission.
An Stelle der AbgeordnetenFrau Niedieck tritt die AbgeordneteFräulein Müller.

Ild Fachkommission.
An Stelle des AbgeordnetenIcmsen-Köln tritt der AbgeordneteHebborn.
An Stelle des AbgeordnetenBottler tritt der AbgeordneteDr. Krebs.
An Stelle des Abgeordneten Sanders tritt der Abgeordnete Esser-Eustirchen.

IV. Fachkommission.
An Stelle des AbgeordnetenVöllig tritt der Abgeordnete Heusei.
Der Bericht des Provinzialausschnssesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für

das Rechnungsjahr 1919
und

der Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzial-
verbaudes, wurden durch Kenntnisnahme für erledigt erklärt.

Der Vorbericht zu dem Haupt.Haushaltsplau der Provinzialverwaltung und zu den zu
ihm gehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten und der Bericht
des Landeshauptmanns zum Haupt-Hnushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr
1921 wurden entgegengenommen.

Der Entwurf einer neuen Geschäftsordnungwurde mit den hierzu gestellten Abänderungs-
llntriigen an die Gefchäftskommission zurückverwiesen.

Die in dem Vorlagenverzeichnisseaufgeführten Vorlagen wurden mit Ausnahme der Haus¬
haltspläne den dort angegebenenFachkommissionenmit der Abänderung überwiesen, daß Nr. 4,
betreffend Begutachtung des Entwurfs eines Gesetzes znr Abänderung des Ruhrtalsperrengesetzes
vom 5. Juni 1913

und

Nr. 22, betreffendErhöhung des Stammkapitals der gemeinnützigen Siedlnngsgesellschaftm. b. H.
„RheinischesHeim" in Bonn, auch an die IV. Fachkommissiongehen.

Die nächste Sitzung des Provinziallandtages wurde auf Dienstag, den 12. Juli, vor¬
mittags 9V2 Uhr, anberaumt mit der Tagesordnung: Haushaltsplan.

Schluß der Sitzung 12 Uhr 15 Minuten.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Gielen. C. Weners. v. Stcdman.

Dritte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungsfaale des Stiindehaufes zu Düsseldorf

am Dienstag, den 12. Juli 1921.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 9 Uhr 40 Minuten.
Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt anf dem Tifche des Haufes znr Einficht offen.
Schriftführer für heute find die AbgeordnetenElf es und Hauck.
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Eingegangen ist ein Antrag des AbgeordnetenDr. Saassen u. a. folgenden Inhalts:
„Provinziallandtag wolle beschließen:
Die Provinzialverwllltung ist verpflichtet, auf Antrag derjenigen Kreise und Gemeinden,

die auf Grund des 8 18 Absatz 3 des Gesetzes vom 30. April 1873 die Verwaltung uud Unter¬
haltung der in ihrem Gebiet belegenenStaatschaussccu übernommen haben, entweder 1. die Ver¬
waltung und Unterhaltung dieser Straßen gegen Rücknbertragungdes auf sie entfallenden Teiles
der Dotationsrenten wieder abzunehmen, oder 2. den betreffenden Kreisen nnd Gemeinden einen
laufenden Zuschuß in Höhe der auf die übernommeneKilometcrzahl unter Zugrundelegung der der
Provinz bei den in ihrer Verwaltung verbliebenen Straßen pro Kilometer entstandenendurchschnitt¬
lichen Kosten zu gewähren. Zur Deckung der hierdurch entstehendenKosten wird die Prouinzial-
umlage um 7°/o erhöht".

Eingegangensind weiter nachstehende Anträge der Fraktion der sozialdcmokratischen Partei:
1. „Der 61. Proviuzinllaudtag beauftragt den Provinzialausschuß, bei der Reichsregierung

dringendeVorstellungendahin zu erheben, daß zur Förderung des Wirtschaftslebensuud zur Steuer
der Arbeitslosigkeitin den davon getroffenenGebieten die bereits bewilligten und begouuenen,aber
in der letzten Zeit eingestelltenEisenbahnbauten Osberghausen-Marienheide (Legung ciues zweite»
Gleises) und Kettwig-Velbert (Neubaustrecke)mit möglichster Beschleunigung zur Vollendung
gelangen".

2. „Nachdem der Pruvinzialansschuß in seiner Sitzuug vom 9. Juli eiue Kommissionzur
Neullufstellungder Hausordnungen sämtlicherProvinzialanstalteu eingesetzt hat, beschließt der Pro¬
vinziallllndtag, zu den Berlltuugen der betreffenden Hausurduungen ein Mitglied von jeder Fraktion
der zuständigeuProviuzialkommissiuuhinzuzuzieheu".

3. „Der 61. Provinziallandtag beauftragt deu Proviuzialausschuß, mit größter Beschleu¬
nigung zu veranlassen,daß angesichtsder steigendenArbeitslosigkeitin den in Betracht kommenden
Gebieten die dort industriell beschäftigtenFürsorgezögliuge aus der Industrie herausgezogen uud
anderweitig beschäftigtweiden.

Der Provinzialausschuß wird beauftragt, bei allen in privater Fürsorge (Anstalten und
Familien) untergebrachtenZöglingen eingehende Untersuchungen darüber zu veranstalten, ob eine
genügende handwerkliche bezw. hauswirtschaftlicheAusbildung gewährleistetist".

4. „Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Die Provinzialverwaltung veranlaßt umgehenddie Bildung einer Provinzial-Lehrerkammer

für alle Lehrkräfte, die ihrer Verwaltung uutersteheu.
Die Kammer ist zu bilden und auszugestaltenähnlich den Bezirlslehrerkammernfür Volks-

schullehrpersonen gem. den entsprechenden Erlassen des Ministers f. W. K. u. V. vom 5. und 10.
April 1919 ff. Die Bildung der Kammer geht vor sich nach den Grundsätzender Verhältniswahl.
Im übrigen ist die Feststellung einer Wahlordnung und Ausgestaltung der Kammer Sache der
Beteiligten."

5. „Die Provinzialverwllltung erläßt für die Lehrkörperaller Provinzial-Lehranstalten eine
zeitgemäßeDienstanweisung,welche etwa den Grundsätzendes Erlasses des Ministers f. W. K. u,
V. vom 20. 9. 19 17 III L 2271 ff. entspricht. Die Dienstanweisungist zu erlassen unter Mit¬
wirkung der Lehrelkammer."

Die sämtlichenAnträge wurden an die zuständigenFachkommissionen überwiesen.
Der Haupt-Haushaltsplan und die zu ihm gehörendenHaushaltspläne wurde» den zu¬

ständigen Kommissionen überwiesen.
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Nachträglich sind noch die folgendenAnträge eingegangen:
1. Von der Zentrumsfraktiun:
„Der 61. Rheinische Provinziallandtag wolle au die Reichsregiernng folgende Erschlie¬

ßung senden:
Der 59. RheinischeProvinziallandtag hatte auf Grund des Berichtes der von ihm be¬

stellten und aus allen Fraktionen des Hauses zusammengesetzten Monschau-Kummissionsich ein¬
stimmig an die Reichsregierung mit der dringendenBitte gewandt, daß sie auf der vollen Wahrung
der uns nach dem Fricdensvertrage verbliebenenRechte beharre.

Entgegen dem klaren Wortlaute des Artikels 37 des Versailler Friedensvertrages, nach
welchem der Kreis Monschau ungeteilt bei Deutschland verbleiben soll, hat der Botschafterrat
die einzige Bahn des Kreises Monschau mit dem ca. 3000 K«, — das ist ungefähr ein
Drittel des Kreises — westlich der Bahn liegendenWald-, Weide- und Streuflächen Belgien zu¬
gesprochen.

Dadurch ist die wirtschaftliche EMenzfähigkeit des Kreises, seiner fast sämtlichen Gemeinden,
der Landwirtschaftund Industrie in Frage gestellt.

Der 61. RheinischeProvinziallandtag ersucht darum die Reichsregierung, mit unverzüg¬
lichster BeschleunigungMaßnahmen velkehrstechnischerund finanzieller Art zur wirtschaftlicheu
Existenzfähigkeitdes Kreifes Monschau, seiner Gemeinden usw. einzuleiten, insbesonderedie durch
den Krieg unterbrochene, wirtschaftlich notwendige, aber für den Kreis finanziell unausführbare
Elektrisierung zu ermöglichen".

2. von der SozialdemokratischenFraktion:
a) „Der Provinziallandtag wolle beschließen:

Von den Stellen für Schülerinnen in den Hebammcnlehranstaltensind 20 "/<> Freistellen
für geeigneteunbemittelte Personen vorzusehen.

Die Bewerberiuuen für diefe Freistellen sind von den Gemeindevertretungen vorzu-
fchlagen".

b) „In den Aufnahmebedingungenfür die Schülerinnen in den Provinzial-Hebammenlehrnnstalten
sind im 8 2 Ziffer 2 unter Satz d folgende Worte zu streichen: „und insbesondere". Satz o
ist ganz zu streichen".

o) „In allen Anstalten der Provinz ist für die Beamten, Angestelltenund Insassen nur eine
Tischklasse einzurichten".

6) „Der Provinziallandtag beauftragt eine besondere Kommissionmit einer schleunigen Neube¬
arbeitung der Vorschriftendes Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung der Für¬
sorgeerziehungMinderjähriger. Insbesondere sind Aenderungenin den §§ 4, 6, 9, 11 vor¬
zunehmen.

Diese Kommission hat anch das Reglement für die RheinifchenProvinzial-Fürsorge-
erziehungsanstaltenneu zu bearbeiten".

Der Vorfitzendemacht die Mitteilung, daß nach den von den einzelnen Fraktionen ge¬
machten Vorschlägen die Kommission zur Vorberatung der Wahl eines neuen Landeshauptmanns
sich aus folgendenAbgeordnetenzufammenfetzt:

Zentrum: Dr. Adenauer, Elfes, Farwick, Lensiug, üoenartz, Mönnig, Frau
Niedick.

Arbeitsgemeinschaft: Falk, Dr. Iarres. Wallraf, Dr. Wesenfeld.
Mehrheitssozialistische Fraktion: Eberle, Haas.

3*
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Unabhängige sozialdem. Fraktion: Orlopp.
Vereinigte Kommunistische Fraktion: Koch.
Die nächste Plenarsitzung wurde auf Donnerstag, den 14. Juli, nachmittags 2 Uhr, an¬

beraumt.
Schluß der Sitzung 6 Uhr 20 Minuten.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Vielen. A. Hauck. W. Elfes.

Vierte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Ständehauses zu Düsseldorf

am Donnerstag, den 14. Juli 1921.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 15 Minuten.
Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für heute sind die Abgeordnetenv. Stedman und Weyers.
Eingegangen ist:
1. Ein Schreiben des Landrats des LandkreisesEssen, betreffendEingemeindungenan der

rheinisch-westfälischen Grenze.
Dieses Schreiben wird mit Ziffer 2 der heutigen Tagesordnung, betreffend die Ein¬

gemeindungvon Lnngerfcld und Nächstebreck nach Barmen, verbunden.
2. Ein Antrag des AbgeordnetenAndres-Kreuznach und anderer Abgeordnetenfolgenden

Inhalts:
„Die französische Besatzung beginnt in den Kreisen Kreuzuach und Meisenheim, wie der

Bevölkerung amtlich mitgeteilt wird, am 15. Juli eine 4°wöchige Artillerieschießübung,die der
Bevölkerung von 12 Orten von Waldböckelheimbis Heimberg das Betreten eines Tausende von
Hektar umfassendenGeländes 4 Wochen lang für 5 Tage in der Woche bis 12 Uhr mittags
untersagt. Das Einbringen der gerade jetzt beginnendenErnte, die infolge der heißen und trockenen
Witterung uuter keinen Umständen aufgeschobenweiden kann, würde dadurch uumöglich gemacht
werden. Ein örtlicher Widerspruch ist uuter Hinweis auf militärische Notwendigkeitabgelehnt worden.

Der Provinziallandtag richtet die dringende Bitte an die Reichsregiernng, mit größter
Beschleunignngdahin zu wirkeu, daß diese Schießübungen solange verschoben werden, bis die Ernte
in dem betreffendenGebiete geborgen ist."

3. Ein Antrag des AbgeordnetenEsser-Euskirchen und anderer Abgeordneten folgenden
Inhalts:

„Der Provinziallandtag der Rheinprovinz erhebt fchärfsten Einfprnchgegen die oberflächliche
und unzulängliche Art und Weife, wie sich die Staatsregiernng durch den Präsidenten des preußischen
statistischen Landesamtes über die örtlichen Verhältnisse in der Rheinprovinz unterrichtet hat. Die
überhasteteReise des Präsidenten Sänger konnte keinesfalls die ansieichendenUnterlagen für die
Neuregelung der Ortsklassen-Einteiluug schaffen. Der Provinziallandtag verlangt nachdrücklichst
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eine erneute sorgfältige Prüfuug unter weitestgehenderHinzuziehung der Vertreter der beteiligten
Interesseutengruppen (Beamten, Gewerkschaften usw.)".

4. Folgende Antrage der Vereinigten Kommunistischen Partei:
„»,) Der Provinzillllnudtag wolle auf Grund des § 50 der Provinzialordnung die Ersatzwahl

für das aus dem Provinzialausschuß ausgeschiedene Mitglied BeigeordneterKoch, Remscheid,
uud das stellvertretendeMitglied VolksschullehrerKnab, Köln-Kalt, vornehmen.

Die Fraktion schlägt zur Ersatzwahl folgende Abgeordnetevor:
als Mitglied:

VolksschullebrerPeter Knab, Köln-Kalk,
als Stellvertreter:

Expedient Peter Vetzhold, Ronsdorf.
Beide find Mitglieder des Provinziallandtages.

K) Der 61. Provinziallandtag möge beschließe«:
1. Da die Entschädigung für Lohnausfall für die Taguugsdnucr nicht dem tatsächlichen

Verdienst entspricht, Lohnausfallvergütung entsprechend der wirklichen Höhe des Stundcn-
bezw. Tagesverdienstes.

2. Volle Entschädigungfür Verdienstverlustder Kommissiousmitgliederbei Sitzungeu außer¬
halb der Laudtllgstagung."
Diese Anträge gehen an die I. Fachkommifsion.
Auf deu Antrag der I. Fachkommifsionzu dem Bericht und Antrag des Provinziell-

ausschusses,betreffenddie Eingemeindung der GemeindenLangerfeld und Nächstebreck nach Barmen,
beschließt der Proviuziallaudtag, deu Autrag des Provinzialcmsschufsesunverändert anzunehmenmit
der Maßgabe, daß in der Vorlage des Proviuzialansschusses auf Seite 3 statt „3000 Wähler"
gefetzt wird „3000 Eiuwohucr". Der Bericht des Pruviuzialausschusfes soll folgenden Zusatz
erhalten: „Selbstverständlichkann diefe Angelegenheitmit etwa fpäter einmal notwendigwerdenden
Veränderungen der rheinifch-westfälifchen Provinzgrenzen nicht verquickt werden".

Auf den Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses,
betreffend die Vereinigung der LandgemeindeWorringen mit der Stadt Köln, beschließt der Pro-
viuzillllandtag, dem Antrag des Provinzialausschusfes, welcher fich für die Vereinigung der Laud-
gemeinde Worriugeu mit der Stadt Köln ausfpricht, mit der Maßgabe zuzustimmen, daß der
Provinzillllandtllg der Staatsregierung empfiehlt, im Zufammenhang mit der Eingemeindung der
Gemeinde Worringen nach Kölu über eine zweckmäßige Neugestaltung der Grenze zwischendem
neuen Stadtgebiet von Köln und der Gemeinde Vormagen unter Zuziehung aller Beteiligten eine
Einigung herbeizuführen.

Ein hierzu gestellter Abäuderungsautrag des Abgeordneten Grootens (vergl. den stenu-
gmphifchenBericht) fand nicht die Zustimmung des Pruvinziallaudtags.

Zu dem Antrage der II«. Fachkommifsionzu dem Bericht uud Antrag des Provinzinl-
llusfchusfes,betreffend den Antrag der Bezirksgrnppe Rheinland des Verbandes der Kommunal-
beamten und -AngestelltenPreußens (e. V.) vom 4. Juni 1921 auf Erweiterung der Satzungen
der Ruhegehllltskassenund der Witwen- und Waifenverforgungsanstalt, beschließtder Provinzial¬
landtag, den Antrag der Bezirksgruppe Rheinland des Verbandes der Kommunalbecuntenund
-AngestelltenPreußens (e. V.) vom 4. Iuui 1921 dem Provinzialausschuß zu überweisenmit dem
Auftrage, dem nächsten Provinziallandtage zu berichten und im gegebenenFalle nach Benehmen
mit den Spitzenverbäuden der Landgemeinden und Städte und mit deu Spitzenverbänden der
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Beamten und Angestellten in der Rheinprovinz eine entsprechende Vorlage auf Erweiterung der
Satzungen der Ruhegehaltstassenund der Witwen- und Waisenversorguugsanstaltzu macheu,

Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Beteiligung an dem Hilfswerk für notleidendeKleinbahnen.

Der Antrag des Provinzialausschusseslautet:
„Der Provinziallandtag erklärt sich grundsätzlich zu einer Beteiligung an dem Hilfswerk für
notleidende Kleinbahnen unter der Bedingung bereit, daß die zunächst beteiligten Kreise,
Gemeinden und Private in jedem Einzelfalle mindestens denselben Betrag aufbringen, der
auf die Provinz entfallt. Der Provinziallaudtag ermächtigt den Provinzialausschnß, eine
Anleihe von 5 Millionen Mark aufzunehmen und aus dieser Anleihe die auf die Provinz
entfallenden Anteile der zur Unterstützungder notleidendenKleinbahnen bestimmtenDarlehen
zu bewilligen".

Auf den Antrag der Fachkommissionbeschließtder Provinziallandtllg, dem Antrage des
Provinzialausschussesmit der Maßgabe zuzustimmen,daß dem Absatz 4 auf Seite 2 der Vorlage
des Provinzialausschusseshinter dem Worte „aufbringen" nachstehender Satz hinzugefügt wird:

„Von der Anwendung diefer Bedingungkann jedoch im Falle nachgewiesener Lcistungsunfähigkeit
der beteiligten Kreise, Gemeinden und Private auf Beschluß des Provinzialausschussesganz
oder teilweiseabgesehen werden".

Auf den Autrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses,betreffend die Abänderung der Bestimmungen über die Bewilligung von Kleinbahn-
darlehcn beschließt der Provinziallandtag folgendenZusatz:

„Vor der Beschlußfafsungdes Prcvinzialausschusses über die Bewilligung eines Kleinbahn-
darlehens ist in Zukunft der Antrag zunächst zur Prüfung und gutachtliche»Aeußerung der
Kommunalbank zu überweisen, aus deren Mitteln und zu deren Bedingungen von jetzt an
die Kleinvahndarlehen gewährt weiden".

Auf deu Antrag der II d Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemotratischen Fraktion,
in allen Anstalten der Provinz für die Beamten, Angestellten uud Insassen nur eine Tischklasse
einzurichten, beschließt der Provinziallandtag, den Antrag zur Berichterstattung an den nächsten
Provinziallandtag dem Provinzialausfchuß zu überweisen.

Entsprechenddem Antrag der III, Fachkommissionzu den Haushalsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bedburg-Hau, Bouu, Düren, Galkhausen, Grafenberg,
Iohannistal und Merzig für das Rechnungsjahr rom 1. April 1921 bis 31. März 1922, werden
diese Haushaltspläne unverändert angenommen.

Auf den Antrag der I, Fachkommission beschließt der Provinziallandtag, den Antrag des
Abgeordneten Andres - Gutleuthof, betreffend die Verlegung der von der französischen Besatzung
beabsichtigtenArtillerieschießllbungenim Kreise Kreuznach, dem Neichskommisfarfür die besetzten
Gebiete, der Reichsregierung und dem Staatstommissar für die befetzten Gebiete telegraphisch
zn übermitteln.

Die nächste Plenarsitzung wird auf Freitag, den 15. Juli, vormittags 9 Uhr, anberaumt.
Schluß der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Gielen. C. Weycrs. v. Stedman.
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Fünfte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Ständehauses zu Düsseldorf

am Freitag, den 15. Juli 1921.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitznng um 9 Uhr 10 Minuten.
Das Protokoll der gestrigenSitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für heute sind die Abgeordnetenv. Stedman und Weyers.
Eingegangen ist nachstehenderAntrag des Abgeordneten Freiherrn v. Salis'Soglio

u, a. als Antrag des 61. Provinziallandtags an die Staatsregierung:
„Bei der großen Futternot in den RegierungsbezirkenTrier nnd Coblenz ist es zur Durch-
haltnng des nötigen Viehstammes dringend erforderlich, größere Mengen Ranhfutter aus
anderen Gegenden einzuführen. Die Staatsregierung wird gebeten, diese Einfuhr durch Er¬
mäßigung der Eisenbahntarife für Rauhfutter zu erleichtern".

Der Provinziallandtag beschließt in diesem Sinne.
Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialaus-

schusses, betreffend Aenderung der Satzung der Üandesbcmk der Rheinprovinz, stimmt der Provinzial-
landtag den in der Druckjachen-Nr.12 enthaltenen Abanderungsuorschlägcudes Proviuzialausschusses
mit der Maßgabe zu, daß au Stelle des in dieser Drucksache Seite 6 uuter II vorgeschlagenen
Beschlusses der nachstehende Beschluß tritt:

II. Der Provinzialllusschußwird ermächtigt, etwaige Aeuderuugen,von denen die Genehmigung
dieser Satzung in der Ministerialinstanz abhängig gemachtwerden sollte, vorzunehmen.

Die 1. Fachkommissionstellt zu dem Antrag der sozialdemokratischen Fraktion, bei der
Reichsregierung dahin vorstellig zu werden, daß die Eisenbahnbauteu Oöberghansen—Marienheide
und Kettwig—Velbert mit größter Beschleunigungvollendet werden, sowie zu dem vorliegenden
Abänderungsautrag nachstehenden Antrag:

„Der Provinziallandtllg beauftragt
a) den Provinzialausschuß, bei der Reichsregiernng dringendeVorstellungendahin zu erheben,

daß die Genehmigung zu Vorarbeiten für das Projett der Schnellbahn Dortmund—Köln
unverzüglicherteilt wird, daß ferner

d) zur Förderung des Wirtschaftslebens und zur Steuer der Arbeitslosigkeit in den davon
betroffenen Gebieten unserer größtenteils besetztenund durch die Sanktionen besonders
geschädigten Provinz die bereits bewilligtenGisenbahnbantcnmit möglichster Beschleunigung
zur Vollendung gelangen, insbesondere die Eisenbahnbauteu Osberghausen—Marienheide
(Legung eines 2. Gleises) und Kettwig—Velbert (Neubanstrecke)".
Der AbgeordneteKoch stellt hierzu den nachstehenden Zusatzantrag:

„Die Staatsregierung »volle zur Bekämpfung oer Arbeitslosigkeitweitere Eisenbahnarbeiten,
insbesonderefür die Linie Köln—Solingen vornehmen".

Beide Anträge wurden angenommen.
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Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend den Betrieb weiterer Nebenzweigedurch die Piovinzial-Feueiversicherungsanstalt
der Rheinprovinz, wurde der nachstehende Antrag des Provinzialausschussesangenommen:

„Provinziallllndtllg ist mit der Aufnahme des Betriebes der Unfall-, der Haftpflicht-,
der Transport- und der Hagelversicherungfowie der Versicherunggegen Aufruhrfchäden
und gegen Veruntreuung einverstanden.

Zur Beschlußfassungüber den Umfang, den Zeitpunkt der Aufnahme und die
Form des Betriebes der genanntenZweige oder einzelnerderselben wird der Provinzial-
ausschuß ermächtigt".

Es wurde weiter beschlossen,hinter dem Wort „ermächtigt" folgendenZusatz folgen zu lassen:
„Ferner darüber, ob und in welcher Weise die Provinzial-Lebensversicherungsnnftalt
der Nheinprovinz an dieser Ausdehnung der Versicherungstätigkeitteilnehmen soll".

Unverändert wnrde angenommen
auf den Antrag der I. Fachkommissionder Haushaltsplau über die Verwaltungskosten der

. Proviuzial-Feuerversicherungsanstaltder Nheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar
1921 bis 31. Dezember 1921, der Haushaltsplan über die Verwaltnngskostender Landes-
bank der Nheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921
und der Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Provinzial-Lebensversicheiungsanstalt
der Nheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921;

auf den Antrag der Ila-Fachkommission die Haushaltspläne der Provinzial-Taubstummen¬
anstalten zu Aachen, Vrühl, Elberfeld, Essen, Euslirchen, Kempen, Köln, Neuwied und Trier,
sowie über die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Unterstützungsfonds der
früheren Vereins-Taubstummenanstalt zu Köln und des Unterstützungsfonds für entlassene
Taubstumme für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922;

auf den Antrag der Ild-Fachkommission die Haushaltspläne der Polizeistrafgelderfonds und
des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922;

der Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922 und

der Haushaltsplan über die Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922;

auf den Antrag der IV. Fachkommission der Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur Ge¬
währung von Viehentschädigungen für das Rechnungsjahrvom 1. April 1921 bis 31. März 1922
und der Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitennebst

Anlage ^, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Trier,
Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach, '
Anlage 0, Voranschlag für die Proviuzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.
Nach dem Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betreffend Aenderungen in dem Statut der Feuerwehr-Unfallkafseder Rheinprovinz
wurden die vorgeschlagenenAenderungen im Statut der Feuerwehr-Unfallkasseder Nheinprovinz
genehmigt nnd der Provinzialausschuß ermächtigt, etwaige im Genehmigungsverfahren verlangte
Aenderungenzu befchliehen.,

Auf den Antrag der Ild-Fachtommission zu dem Antrag der sozialdemokratischen Fraktion auf
Erweiterung der vom Provinzialausschuß zur Neuaufstellung der Anstalts-Hausordnmigen bestellten
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Kommission wurde beschlossen,den Antrag dem Provinzialausschußzu überweisen mit der Empfehlung,
zu der vom Provinzialausschuß bestelltenKommission die zuständigeProvinzialkommission hinzu¬
zuziehen.

Entsprechend dem Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Begutachtung des Entwurfs eines Gesetzeszur Abänderung des
Ruhrtalsperrengesetzesvom 5. Juli 1913, erklärte der Provinziallandtag sich mit dem vorgelegten
Antrag einverstanden.

Auf den Antrag der IV. Fachkommission, betreffend Entschädigungder an infektiöser Pferde-
Anämie gefallenen und notgcschlachteten Tiere, wurde nachstehender Beschluß gefaßt:

„Der Provinzialausschuß wird beauftragt, zu prüfen, ob und inwieweit bei dem der¬
zeitigen Stande der infektiöfenPferde-Anämie eine Entschädigung der gefallenen und
notgeschlachteten Tiere zur Bekämpfung der Seuche Erfolg verspricht.

Der Provinzialausschußwird gleichzeitig ermächtigt,gegebenenfalls eine entsprechende
Bestimmung in die Viehseuchen-Entschädigungssatzung für die Rheinprovinz aufzunehmen
und die ministerielleGenehmigung zn erwirken".

Auf den Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Aenderung der Viehseuchen-Entschädigungssatzung für die Rheinprovinz, wurde
wie folgt beschlossen:

I. § 1 Ziffer 5 erhält folgende Fassung:
5. für mehr als 2 Wochen alte Kälber und Rinder, die an Maul- und Klanen¬

seuche gefallen sind.
Im § 3 Ziffer 1 sind die Worte „bezw. zwei Drittel" zn streichen.

8 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
Der Landeshauptmann wird feiner ermächtigt,Entschädigungin Höhe von ^/z des

Schätzungswertesfür die mehr als 2 Wochen alten, wegen Erkrankung an Maul- und
Klauenfeuche notgeschlachteten Kälber und Rinder zu gewähren.

II. Sollten die Herren Minister zur Genehmigung der Satzungsänderung unter I formelle
Aenderungen wünschen, so wird der Provinzialansschnß ermächtigt, diese Aenderungen
zu beschließen.

III. Von der Aufnahme der Ziegenversicherungbei Maul" und Klauenfeuchein die Vieh-
seuchen-Entschädigungssatzung wird Abstand genommen.

Auf den Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Belicht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffenddie Verlängerung des zwischen dem Provinzialverbande der Rheinprovinz und
der Landwirtschaftskammerder Rheinprovinz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der land¬
wirtschaftlichenWinterschulenabgeschlossenen Vertrages, wurde der Provinzialausschuß ermächtigt,
den Vertrag mit der Landwirtschaftskammerwegen der Verwaltung und Unterhaltung der land¬
wirtschaftlichen Winterschulenauf die fernere Dauer von 10 Jahren, vom 1. April 1921 an, mit
nachstehenden Aenderungenzu verlängern:

1. Der Zufchuß der Provinz gemäß ß 8 der beigefügtenSatzungen wird von 2500 Mark
auf 5000 Mark für jede Schule erhöht.

2. Die Beiträge der Provinz an den Pensions-Haushaltsvlan gemäß § 9 der Tatzungen
erhöhen sich infolge der anderweitigen Festsetzung der Gehälter.

3. Das Schulgeld (8 13 der Satzungen) ist auf mindestens 300 Mark für jedes Winter-
semester zu erhöhen.
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Entsprechend dem Antrag der II b-Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses,betreffendErrichtung von Gedenkzeichen an die im Kriege gefallenenBeamten,
Angestellten, Arbeiter und Zöglinge der RheinischenProvinzialverwaltung, wurde die Errichtung
von Krieger-Erinnerungszeichen in Form von Gedenktafeln und kleinen Erinnerungszeichen in
sonstiger Form im Standehaus und in den Provinzialanstalten genehmigt uud der Kostenbetrag
von 70 000 Mark aus dem Haupthaushaltsplan dafür bereitgestellt.

Auf den Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Bericht uud Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Errichtung von landwirtschaftlichenWinterschulen in Wipperfürth und
Grevenbroich, wurde die Errichtung von landwirtschaftlichenWinterschnlen in Wipperfürth, Kreis
Wipperfürth, und Grevenbroich, Kreis Grevenbroich, beschlossen. Die erforderliche,,Provinzial-
zuschüssesiud bereits in den Haushaltsplan der landwirtschaftlichenAngelegenheiten für 1921
eingestellt.

Entsprechend dem Antrag der IV. Fachkommissionzn dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses,betreffend Errichtung einer weitereu landwirtschaftlichenWinterschuleim Kreise
Moers, wurde die Errichtung einer weiteren landwirtschaftlichenWinterschule im Kreise Moers
beschlossen. Der Provinzialzuschuß ist für das Rechnungsjahr 1921 aus dem landwirtschaftliche,,
Fonds zu entnehmen, vom Jahre 1922 ab ist er in den Hanshaltsplan einzustellen.

(Vertagung der Sitzung um 11 Uhr.)
Die Sitzung wird um 2 Uhr furtgefetzt.
Eingegangen ist der nachstehende Geschäftsordnungsantrag:
„Die Fraktion der V. K. P. D. erhebt Einspruch gegen eine weitere Beratung des Haus¬

haltsplanes und verlangt die sofortige Aussetzung der Beratung über den Gesamthaushaltsplan
aus folgende,, Gründen:

In der Fachkommission II a ist festgestellt worden, daß der Haushaltsplan wissentlich
falsche Angaben enthält, zu dem Zweck, den Preußischen Staat vorsätzlich zu benachteilige,,. Herr
Landesrat Schmidt mußte dieses Täuschuugsmanövcrin einer Sitzung zugeben.

Weiter führte der Herr Landesrat an, wenn verfchiedene Parteirichtungen Kenntnis von
den Überschüssen hätten, dann würden sie sofort Einwendungen machen und sagen, die Arbeits¬
kräfte in den Fürsorgeanstalten würden einer zu großen Ausbeutung unterzogen.

Zusatzantrag.
Die Fraktion der V. K. P. D. erklärt, daß es selbstverständlicheine Unmöglichkeitist,

auf Grund gefälschter Unterlagen eine sachliche Weiterberatung zn führen. Sie verlangt eine ein¬
wandfreie Neuaufstellnng des Haushaltsplans unter Kontrolle der I. Fachkommission".

Dieser Antrag wurde abgelehnt.
Ans den Antrag der I. Fachkommiffionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betreffend die Vornahme von Wahlen zum Wasserbeirat, wurde die Wahl vorge¬
nommen und als stellvertretendeMitglieder gewählt:

Fabrikdirektor Franz Lenze zu Mülheim a. d. Ruhr-Styrum an Stelle des Ober¬
bürgermeisters Piecq,

EisenbahnbetriebsingenieurMehne zu Neuwied a» Stelle des Direktors Pattberg zu
Homberg a. Rh.

Auf deu Antrag der IV. Fachkommissionauf Weitcrbewilligung des Westfonds wurde
beschlossen, die Staatsregierung unter Hinweis auf die unübersehbaren Folgen einer Ablehnung
dringlichstzn ersuchen,den Beitrag des Staates zum Westfonds mindestens in der gleichenHöhe
wie in den Vorjahren weiter zn bewilligen.
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Entsprechend dem Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Antrage des Abgeordneten
Simon-Bitburg auf Erhöhung der Provinzialzuschüssefllr die Landwirtschaftsschulenin Bitburg
und Cleve wurde beschlossen, diese Antrage abzulehnen, jedoch dem Provinzialausschuß anheim¬
zugeben, die Erhöhung des Zuschussesund Uebernahme der mit diesen Anstalten verbundenen
Winterschulenauf die Landwirtschaftskammerin Erwägung zu ziehen.

Auf den Antrag der IV. Fachkommission,betreffend Erhöhung des Proviuzialzuschusses
für die landwirtschaftlicheVersuchsstationin Kempen, wurde beschlossen, den Zuschuß für die land¬
wirtschaftlicheVersuchsstation in Kempen um 27 000 Mark, also auf 30000 Mark zu erhöhen,
und den Mehrbetrag gegenüber dem Haushaltsplan von 27 000 Mark aus dem landwirtschaft¬
lichen Fonds der Provinz zu decken.

Der Abgeordnete Dr. Heß stellte nachstehenden Antrag:
„Der 61. Rheinifche Provinziallandtag beschließt:

Die Reichsregierung wird mit allem Nachdruck darauf aufmertfam gemacht, daß die
rheinischen Winzer und unter diesen besonders die Notweinwinzer durch die sogenannten
Sanktionen in eine überaus ernste wirtschaftlicheKrife zu geraten Gefahr laufen. Er
ersucht die Reichsregierung, der Abwendung dieser Gefahr die größte Aufmerksamkeit
zu widmen".

Dieser Antrag wnrde angenommen.
Der Vorsitzendemachte Mitteilung von nachstehendem Telegramm des Reichsministeriums

des Innern:
„Zum Telegramm wegen Schießübungen in den Kreisen Kreuznach und Meisenheim
habe Reichskommissarin Coblenz mit entsprechendenVorstellungen bei Rheinland¬
kommission beauftragt".

Die nächste Sitzung wurde auf Samstag Vormittag 9 Uhr 30 Minuten anberaumt.
Schluß der Sitzung 6 Uhr.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Gielen. v. Stedman. C. Weyers.

Sechste Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Ständehauses zu Düsseldorf

am Samstag, den 16. Juli 1921.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzuug um 9 Uhr 4b Minuten.
Schriftführer für heute find die Abgeordnetenv. Stedman und Hauck.
Es wurde zunächst in die Beratung eingetreten über den nachstehendenAntrag der

AbgeordnetenEsser-Euskirchen, Dr. Heß und Hirtsiefer:
„Der Provinziallandtag der Rheinprovinz erhebt schärfsten Einspruch gegen die ober¬
flächliche und unzulängliche Art und Weise, wie sich die Staatsregierung durch den
Präsidenten des preußischenstatistischen Landesamtes über die örtlichen Verhältnisse in

4»
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der Rheinprovinz unterrichtet hat. Die überhastete Reise des Präsidenten Sänger
konnte keinesfalls die ausreichendenUnterlagen für die Neuregelung der Ortsklassen-
Einteilung schaffen. Der Provinziallandtag verlangt nachdrücklichst eine erneute sorg¬
fältige Prüfung unter weitestgehenderHinzuziehung der Vertreter der beteiligten
Interessentengruppen (Beamten, Gewerkschaften usw.)".

Der Provinziallandtag beschloß in diesem Sinne.
Unverändert angenommen wurde auf den Antrag der II d-Fachkommissionder Haushalts¬

plan über die Kosten der baulichenBeaufsichtigung,größerer baulicher Ergänzuugsarbeiten und der
Erneuerung maschineller Anlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April 1921
bis 31. März 1922

und

der Haushaltsplan über die Verwaltung des Laudarmeuwefens für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922.

Auf den Antrag der I. Fachkommissionwurde der Haushaltsplan
a) zur Zahlung von Ruhegehältern:c. an Provinzialbeamte und von Witwen- und Waisen¬

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
I») zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldernan

nicht ruhegehaltsberechtigteBeamte, Angestellte und Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922

mit der folgenden Entschließungunverändert angenommen:
a) Der Landeshauptmann wird ersucht, dem Provinziallandtag darüber zu berichten, ob und

wie eine finanzielle Besserstellung der Invaliden und deren Witwen und Waisen zu
erreichen ist.

K) Der Provinzialausschuß wird ersucht, iu eine erneute Prüfung der zwangsweise,:Inruhe-
staudversetzung des Bauamtssekretärs Strauch einzutreten.
Unverändert angenommenwurde

auf den Antrag der I. Fachkommission der Haushaltsplan für deu Proviuziallaudtag, den Provinzial¬
ausschuß und die Zentralverwaltungsbehörde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922,

der Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst uud
Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922,

der Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmuseeu zu Bonn und Trier für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922
und der Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922,

auf den Antrag der II K-Fachkommissionder Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstllltensowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von
Geisteskranken,Idioten, Epileptikern, Blinden, Trinkern und Krüppel» aus der Rheinprovinz,
welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922,
und der Haushaltsplan über die Krüppelfürsorge auf Grund des Gesetzes vom 6. Mai 1920
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Auf den Antrag der II K-Fachkommissionzu dem Bericht des Proviuzialausschussesüber
die im Jahre 1920 erfolgte» Bewilligungen von Beihilfen für Armenzwecke gemäß 8 5 Abs. 3
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der Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Ucberweifung weiterer Dotationsrenten an die
Provinzialverbände, wurde dieser Bericht durch Kenntnisnahme als erledigt erklärt.

Ans den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag des Abgeordneten Hauck und
Genossenauf Gewährung einer Freifahrtkarte an jeden Abgeordneten für sämtlicheBahnen inner¬
halb der Rheinprovinz, eventuell auf Ueberweisung des Antrags an die Staatslegierung, wurde
die Ablehnung dieser Anträge beschlossen.

Ein hierzu gestellter Eventualantrag, für den Fall der Ablehnung den Mitgliedern
des Pruvinzialausfchusses und der ProvinzialkommissioncnFreifahrtkalten zu gewähren, wurde
ebenfalls abgelehnt.

Entsprechend dem Antrag der I. Fachkommiffiun zu dem Bericht und Antrag des Provinz«! -
ausschusses, betreffend den Ablauf der Dienstzeit der LandesrateDr. Mewes, Vonsnmnn und Reinbach,
wurde die Wiederwahl der Landesrate

Dr. Mewes,
Bonsmann und
Reinbach

als Landesrat vom 1. April 1922 ab auf die Dauer von 12 Jahren unter folgendenBedingungen
beschlossen:

1. Die Gewählten haben sich den jetzigenund und künftig zu erlassendenBestimmungen des
Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten der Rheinprovinz zn
unterwerfen;

2. sie sind gehalten, auf Beschluß des Provinzialausschussesdie Geschäfteals Mitglied oder
stellvertretendesMitglied des Vorstandes der Landesversicherungsanstalt„Rheinprovinz"
im Haupt- oder Nebenamte zu übernehmen oder sich bei der Zentralstelle nach Anordnung
des Landeshauptmanns, insbesondereauch unter einem anderen Oberbeamten, welcher als
Abteiluugsdirigent fungiert, zu beschäftigen.
Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses, betreffend Bewilligungenaus dem Dispositionsfondsdes Provinzmllandtags (Ständefouds),
wurde für die in der Vorlage des ProvinzialausschussesaugegebenenZwecke ein Gesamtbetrag von
162 000 Mark bewilligt; außerdem wurde als I. Rate für die Aufstellung von Kunstdenkmälern
des Mufeums in Trier ein Betrag von 18000 Mark aus dem genanntenDispositionsfonds bewilligt.

Auf den Bericht der von dem Provinziallandtag bestellten Kommissionzu dem Entwurf
eines Gesetzes über die Erweiterung der Selbständigkeitsrechteder Provinzen wurde dem nach¬
stehenden Antrage diefer Kommiffion zugestimmt:

„Der Provinziallandtag hält an dem in seiner 59. Tagung am 11. Dezember 1920
einstimmiggefaßten Beschlusse fest, in dem der schleunige Erlaß eines Gesetzes, betreffenddie
Erweiterung der Selbstverwaltungsangelegenheitennnd Uebertragungvon Auftragsangelegenheiten
für Preußen erwartet wird. Er bedauert aber lebhaft, daß der ihm zur Stellungnahme
vorgelegteGesetzentwurf eine genügende Grundlage für eine befriedigende Löfung dieser wichtigen
Frage nicht bietet. Das Versprechen aus Artikel 72 der Preußische« Verfassung muß
eingelöst werden. Es beweist jedoch der vorliegendeGefetzentwurf,daß es kaum möglich ist,
die Erweiterung der Selbständigkeitsrechteder Provinzen anders als im organifchen Zufammen-
hange mit der übrigen Verwaltungsreform in Preußen vorzunehmen.

Ans diesem Grunde kann zu der Frage der Uebertragung von Auftragsangelegen¬
heiten bedauerlicherweisezurzeit überhaupt noch nicht Stellung genommen weiden, zumal
auch nach der finanziellen Seite hin eine Regelung vollkommen offen bleibt.
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Wenn auch diese Bedenken bezüglichder Übertragung desGesetzgebungsrechtes und weiterer
Selbstverwaltungsangelegenheiten im Sinne der Hß 2 bis 5 des Entwurfes weniger
erheblich sind, so läßt doch auch hier der Gesetzentwurf so viele Zweifel über Bedeutung und
Tragweite der übertragenen Rechte offen, und ist in der Abgrenzung des Provinzialrechtes so
wenig klar und erschöpfend, daß er in der vorliegenden Form nicht zum Gesetze werden kann.

Bei der Neubearbeitung der Vorlage wünscht der Provinziallandtag die Berücksichtigung
der in dem Vorberichte des Landeshauptmannes gegebenen Anregungen und Beanstandungen.

Der Provinziallandtag richtet an die Staatsverwaltung das dringende Verlangen auf
Vorlage der gesamten Gesetzentwürfe über die Preußische Verwaltungsreform und eines
Gesetzentwurfes, der in erschöpfenderund organisch zweckmäßigerWeise eine befriedigende
Regelung der Erweiterung der provinziellen Selbständigkeitsiechte darstellt. Dabei muß
dringend gefordert werden, daß sofort eine Neuordnung der durch die Reichssteuergesetz¬
gebung in ihren Grundlage» erschütterten Finanzwirtschaft der Provinzen herbeigeführt
wird, die diesen nicht nur die Mittel zur Erfüllung ihrer bisherige« Aufgaben gewährleistet,
sondern auch Deckung für die neu zu übernehmendenLasten sichert.

Bis zu dieser Neuregelungempfiehltder Provinziallandtag die Einführung von Beiräten.
Diefe Beiräte sind von den Stellen, denen sie bcigegeben werden, in Verwaltungsangelegen-
heiten von allgemeiner Bedeutung zu hören. Jedoch erscheint es dem Provinziallandtag
richtig, nur je einen Beirat bei den Ober-Präsidenten und Regierungs-Priisidenten für
fiimtlicheVerwaltungsgebiete zu bestellen. Bei dieser Bestellung des einen Beirates für
fämtliche Angelegenheitenist eine Vermehrung der Zahl seiner Mitglieder bis zu höchstens
9 Mitgliedern erwünscht".

Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusfes, betreffenddie Versetzung des Landeshauptmanns, Wirklichen GeheimenOber-Regierungs-
lllts Dr. von Renvers in den Ruhestand, wurde die Versetzung in den Ruhestand zum 1. Oktober
d. Is. genehmigt und der Provinzmlausschuß beauftragt, das Ruhegehalt nach der Revision der
Besoldungsordnungfestzusetzen.

Zu dem Bericht der vom Proviuziallandtag gewählten Kommissionzu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Wahl eines Amtsnachfolgers für den in den Ruhe¬
stand tretenden Landeshauptmann, Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat Dr. von Renvers
und Vornahme der Wahl, wurden zwei Anträge gestellt und zwar

1. von den Abgeordneten Orlopp und Koch, die Stelle des Landeshauptmanns aus¬
zuschreibenund einen Ausschuß vom Provinziallandtag wählen zu lassen, welcher dem
nächsten Provinziallandtag Vorschlägezu unterbreiten hat;

2. von den AbgeordnetenI)r. Wesenfeld, Falk und Wallraf des Inhalts, den Provinzial-
ausschuß zu beauftragen, dem nächsten Provinziallandtag Bewerber für die Stelle des
Landeshauptmanns vorzuschlagen.
Der Antrag Orlopp wurde abgelehnt, der Antrag Dr. Wesenfeld mit 76 gegen ,66

Stimmen angenommen.
Die III. Fachkommifsionhatte beschlossen, den Antrag des Abgeordneten Krawintel:

„An Stelle der Amtsbezeichnung„Landesbauinspektor" die Amtsbezeichnung„Landesbaurat"
einzuführen und den bei der Zentralverwaltung tätigen Landesbaurüten die Amtsbezeichnung
„Landesoberbaurat" zu geben.

In den Besoldungen wird dadurch nichts geändert"
zur unverändertenAnnahme zu empfehlen.
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Der Provinziallandtag beschloß, den Antrag Krawinkel dem Provinzialausschuß zur
Prüfung zu überweisen.

Ans den Antrag der I. Fachlmnmissiuuzn dem Antrag des -LaudesbausekretärsMaerker
beim Landesbauauü Siegburg, betreffend den Ban einer Dienstwohnuug oder Gewährung eines
Vnudarlehens, wurde der Antrag des Landesbausekretärs Maerker abgelehnt.

Auf den Antrag der I. Fachkonimissionzu dem Antrag der Abgeordneten Iansen-
Lammersdorf, Meyer und Müller-Duisburg auf Anstellung der Provinzialftraßenmeister auf
Lebenszeit, wurde der Proviuzialausschuß ermächtigt, die Provinzialftraßenmeister auf Lebenszeit
anzustellen.

Der Antrag der I. und IV. Fachkommission zn dem Bericht nnd Antrag des Prooinzial-
ansschusses, betreffend Erhöhung des Stammkapitals der gemeinnützigen Siedlungsgesellschaftm. b. H,
„RheinischesHeim" in Bonn, lautet:

„Der Provinziallandtag stimmt der Erhöhung der Beteilignng der Provinz au der Siedlungs¬
gesellschaft „Rheinisches Heim" um 1950 000 Mark zu".

Ferner wird beantragt:
„Der Provinziallandtag wählt eine ständige neuugliedrige Kommission zur Behandlung der
Siedlungsfrage. Diese Kommission soll zunächst die Frage prüfen und dem Provinzial-
llusschuh zur Entscheidungvorlegen, ob nnd inwieweit eine Teilung der Gesamtsiedlnngs-
tätigkeit in zwei Unterabteilungen angebracht ist uud zwar:
») Ausiedlung für Arbeiter nnd Angestellte,wobei vorzugsweise die Beschaffung von Wohnung

und Hausgarten in Frage kommt;
d) Schaffung kleiner Vauernstellen uud Ausbau bäuerlicherKleinbetriebe".

Der Provinziallandtag erhob diesen Antrag zum Beschluß.
Auf den Antrag der I. Fachkommiffionzn dem Antrag der Zentrnmsfraktiou, die Ncichs-

regiernng zu erfnchen, nnt größter BeschleunigungMaßnahmen verkehrstechnischer nnd finanzieller
Art zur wirtschaftlichenEristenzfähigkeitdes Kreises Monschau einzuleiteu, wurde die unveränderte
Annahme des Antrages der Zentrnmsfraktiou beschlossen.

Der Antrag der III. Fachkommissionzn dem Antrag des AbgeordnetenIansen-Lammeis-
dorf, betreffend Starkstromleitungen anf Pruvinzialstraßen, wnrde in folgenderFassuug angenommen:

„Der Provinziallandtag beschließt, die Gebühren für Kreife und Gemeinden bei elektrischen
Neullulagen bis zu Ende des Jahres 1930 nach den alten Sätzen zu erheben oder in einzelnen,
der Beschlußfassung des Provinzialansschnsseszn unterstellendenFällen die Sätze zu ermäßigen
oder gänzlich z» erlassen.

Die Straßeurentengebühren bleiben bestehen".
Auf deu Antrag der II 3,-Fachkommissionwurde der Haushaltsplan über die Kosten der

Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900, sowie die Haushaltsplaue
der FürsorgeerziehungsanstaltenFichtenhain, Nheindahlen, Solingen uud Euskirchen für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922 unverändert angenommen.

Anf den Antrag der 11a-Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses,betreffend den Fortgang in der Errichtung einer weiterenProvinzial-Fürsorgeerziehungs-
anstalt für schulentlassene männlicheZöglinge katholischenBekenntnisses,uerbnndenmit einer Zwischen¬
anstalt bei Euskirchen, wird dieser Bericht und Antrag durch Kenutnisnahme als erledigt erklärt.

Auf den Antrag der IIu.-Fachkommiffion zu dem Antrag der sozialdemotratischenPartei,
betreffendUmarbeitung der „Vorschriften des RheinischenProvinzialuerbandes für die Ausführung
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der FürsorgeerziehungMinderjähriger" sowie des Reglements für die RheinischenProvinzial-Für-
sorgeerziehungsanstaltcndurch eine besondere Kommission,wurde beschlossen, den Provinzialausschuß
zu ersuchen, die Neubearbeitung der obigen „Vorschriften" vorzunehmen,die Vorlage aber vor der
endgültigen Beschlußfassungder FachkommissionHa, zur Begutachtung vorzulegen.

Entsprechenddem Antrag der II»-Fachkommissiou zu dem Antrag der sozialdemokratischen
Partei, betreffendanderweite Beschäftigungder industriell beschäftigtenFllrsorgezöglinge wegen der
steigenden Arbeitslosigkeitsowie die handwerkliche bezw. hauswirtschaftlicheAusbildung der in privater
Fürsorge untergebrachtenZöglinge, wurde beschlossen, diese Angelegenheit dem Prouinzialausschuß
zur Prüfung zu überweisenmit der Maßgabe, daß vor der Beschlußfassungdie Fachkommission II s.
gutachtlichzu hören ist.

Auf den Antrag der II a-Fachkommission,betreffend Gewährung von Arbeitsprämien an
Fllrsorgezöglinge, wurde beschlossen, den Provinzialausschuß zu ersuchen, eine Prüfung der Frage
vorzunehmen,ob die Gewährung von Arbeitsprämien an Fürsorgezöglingen der Provinzialanstalten
überhaupt nötig ist, und zutreffendenfallsdie hierfür vorgesehenen Beträge im nächstjährigenHaus¬
haltsplan entsprechend zu erhöhen.

Auf den Antrag der Ila-Fachkommission zu dem Antrag der unabhängigen sozialdemo¬
kratischen Partei, betreffend Anwendung der Strafpraxis in den Fürsorgeerziehungsanstaltensowie
Berufsberatung und Unterbringung der Zöglinge in Arbeitsstätten, wurde befchloffen, den Provinzial.
ausfchuß zu ersuchen, bei der Provinzialverwaltung dahin zu wirken, daß die körperliche Züchtigung
nicht mehr schulpflichtiger Zöglinge beseitigt wird, sowie ferner die Fragen n,) Berufsberatung der
Zöglinge und d) Gewährung des Koalitionsrechts an dieselben dem Provinzialausschuß zur Prüfung
zu llberweifen mit dem Ersuchen,vor der Beschlußfassung die Fachkommission II» gutachtlich zu hören.

Die nächste Sitzung wurde auf Montag, den 18. Juli, vormittags 10 Uhr, anberanmt.
Schluß der Sitzung 4 Uhr 35 Minuten.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Vielen. v, Stedman. A. Hauck.

Siebente (Schluß-)Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Ständehauses zu Düsseldorf

am Montag, den 18. Juli 1921.

Der Vorsitzendeeröffnet die Sitzung um 10 Uhr 15 Minuten.
Das Protokoll der beiden letzten Sitzungen liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für heute find die Abgeordneten Elfes und Weyers.
Eingegangen find die nachstehenden Anträge:
1. der Fraktion der U. S. P. zu Punkt 14 der Tagesordnung:
Die Fraktion der U. S. P. beantragt zu Punkt 14 der Tagesordnung:

I. Fernvertretungen der Landesbauinspettoreufind nicht mehr zulässig,
II, Die Vertretung der Landesoauinspektoren erfolgt in Behinderungsfällcn durch die

Landesbausekretäre.
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III. Die zwei vakanten Stellen für Landcsbaninspektoren im Etat zn streichen und
diese Stellen und etwa freiwerdende in solche Vorstandsstellen für Landes-
vlluämter umzuwandeln, die durch geeignete Landesbausekretiire zu besetzen
siud.
Der Provinzialansschnß wird beauftragt, innerhalb zwei Monaten in einer Sitzung

unter Hinzuziehungder Wegebaukommission und der in Frage kommenden Interessenorgani-
satiouen (Verein der Landesbcmsekretäre,Bund der technisch-industriellenBeamten) eine Neu¬
regelung in diesem Sinne vorzunehmen.

2. Der Abgeordneten Dr, Köttgen und Genossen:
Der 61. Provinziallandtag beauftragt den Provinzialnusschuß, bei der Reichsregicrung

dringende Vorstellungen dahin zu erhebeu, daß zur Förderung des Wirtschaftslebens uud zur
Steuer der Arbeitslosigkeitin den davon betroffenenGebieten die Vauarbciten für die 1914 geneh¬
migte Bahn Berg. Gladbach-Wivpcrfürth mit möglichster Beschleunigungin Augriff geuommeuwird.

3. Der Vcrwaltungs- nnd Registratursekretäre um Anstellung auf Lebenszeit.
Es wurde beschlossen,die Anträge zn 1 und 2 im Laufe der Sitzung zu erledigen,

dagegen den Antrag zu 3 dem Provinzialansschnß zu überweisen.
Der Vorsitzendewurde ermächtigt, das Protokoll der heutigen Sitzung gemeinsammit den

Schriftführern festzustellen.
Der Bericht der „Kommissionfür die Taubstummen-, Blinden-, Hebammen- und Fürsorgc-

erziehungsaustlllteu" über das Ergebnis der Unterfnchung, betreffend die Beschuldigungeugegen die
Provinzial-Hebllmmenlehranstalt zn Köln und ihren Leiter, Professor Dr. Frank, wurde durch
Kenntnisnahme für erledigt erklärt.

Antrag der I. Fachkommission,betreffendSchadloshaltung der Bevölkerung des besetzten
Gebietes fiir die ihr durch die. Besetzuug erwachsendenSchäden, Schadenersatzleistungfür die
Kommunal- und Provinzialbeamtcn und Abänderung des Okkupationsleistungsgesetzes:

Der I. Fachkommissionist von einer interfraktionellen KommissiounachstehenderBeschluß
zur Stellungnahme vorgelegt worden:

„Die bisherige Reichs- uud Staatsgesetzgcbnng zur Regelung der besonderenVerhältnisse
des besetzten Gebietes hat sich als nicht ausreichend erwiesen, um alle der Bevölkerung und den
Gemeinden durch die Besetzung erwachsenden Schäden wieder gutzumachen.

Der RheinischeProvinziallandtag ersucht daher die Staatsregierung, unverzüglich nach
Benehmen mit den zuständigen Stellen, insbesondere den Selbstvcrwaltuugsbehörden des besetzten
Gebietes, die erforderlichenGesetzentwürfezur Ergänzung und Abänderung der zurzeit für das
besetzte Gebiet geltendeu Gesetze beim Reich zu beantrageu bezw. dem Landtage vorzulegen.

Vor allem bedarf die Frage der Schadloshaltung für die der Bevölkerung des besetzten
Gebietes durch die Besetzung erwachsendenSchäden, ferner die Schadenersatzleistungfür die
Kommunalbeamten der baldigen gesetzlichenRegelung. Auch ist eine Abänderung des Okkuvations¬
leistungsgesetzes im Sinne einer Erweiterung der Schadenersatzpflichtdes Reiches unbedingt
erforderlich".

Die I. Fachkommission stellte hierzu den nachstehenden Antrag:
„Die I. Fachkommissionübernimmt den vorstehendenAntrag als den ihrigen und
ersucht den Provinziallandtag, dem Provinzialansschnß mitzuteilen, daß dieser es als
seine Pflicht ansehen möge, schon jetzt den Provinzialbeamten, die durch die Besetzung
geschädigt sind, Hilfe zn leisten, unabhängig von den nach vorstehenderEntschließung
einzuleitendenSchritten".
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Auf Antrag des AbgeordnetenGrafen Adelmanu von Adelmannsfelden wurde beschlossen,
den Antrag dem Provinzialausschuß znr beschleunigtenErledigung zu iiberwcisen.

Die Ila-Fachkommission stellte zu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
Bildung einer Provinzial-Lchrerkammer für die Lehrkräfte der Provinzialverwaltung, den Antrag:
Der Provinziallllndtag wolle sich zur Entscheidungüber den Antrag für uuzustäudig erklären.

Auf Autrag des AbgeorducteuHaas wurde beschlossen, die Angelegenheitdem Provinzial¬
ausschuß mit dem Auftrage zu überweisen,die Bildung der Lehrerkammerzu veranlassen.

Ans den Antrag der Ila-Fachkommission zn dem Antrag der sozialdemokratischeu Partei
auf Erlaß einer zeitgemäßen Dienstanweisung für die Lehrkörper aller Provinzial Lehranstalten
unter Mitwirkung der Lehrcrkammer wurde beschlossen, den Antrag dem Provinzialausschuß zur
Beschlußfassungzu überweisen.

Auf den Antrag der I. Fachkommissionwurde der Haushaltsplan über die Besolduugcn
und anderen persönlichenAusgabe» für die bei der LandesverficherungsanstaltRheiuprovinz be-
fchäftigten Provinzialbeamteu für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921

uud

der Haushaltsplan über die Verwaltungskusteudes Geuosseuschaftsvorstandesder Rheinischenland¬
wirtschaftlichen Verufsgeuosscuschaft für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921
unverändert angenommen.

Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
llusschusses,betreffend die Sterbekasse der Beamten der Rheinischen Provinzialverwaltung und
Aenderung des Reglements über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzialbeamten der Rhcinprovinz
vom 12. März 1909, wurde wie folgt beschlösse«:

„1. Dem Reglement über die dienstlichenVerhältnisse der Provinzialbeamten der Rhcinprovinz
vom 12. März 1909 wird als 8 5a folgende Nestimmnug beigefügt:

„Die Provinzialbeamten find verpflichtet, vor ihrer planmäßigen Anstellnng der Sterbe»
lasse der Beamten der RheinischenProvinzialverwaltung als Mitglied beizutretm".

2. Falls die satzungsgcmäßeuEiuuahmcu und Zinsen des Reservefonds der Stcrbeknssc der
Beamten der Rheinischen Provinzialverwaltung zur Zahlung des satzungsgemäßenSterbe¬
geldes für die Mitglieder der Kasse nicht ausreiche!!,wird das Sterbegeld aus Mittel» des
Provinzialverbandes auf die satzungsgemäße Höhe ergänzt. Beschlüsse der Mitglieder¬
versammlung der Sterbekasse, welche deren Leistungsfähigkeit beeinflussen, bedürfen der
Genehmigung des Provinzialansschnsses".

Auf den Antrag der II.-r-Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdeniokmtischen Partei
ans Aenderungdes 8 2 der Aufnahmebedingungenfür die Schülerinnen in den Provinzial-Hebmumen-
lehranstlllten wurde beschlossen, die Angelegenheit dem Provinzialausschuß zur Beschlußfassungzu
überweisen, mit der Maßgabe, daß vor der Beschlußfassungdes Proviuzialausschusses die Fach¬
kommission II«, gutachtlichgehört wird.

Eutsprechenddem Antrag der IIa-Fachk°mmissi°n zu den Anträgen der sozialdcmokratischen
Parte: und der unabhängigen sozinldemokratischen Partei, betreffend Bewilligung von Freistellen
für Schülerinnen in den Hebammenlehranstalten. wurde beschlossen, den Provinzialausschuß zu
ersuchen, dem nächstenProvinziallcmdtage Vorschläge über die Zahl der zn schaffenden Freistellen
zu machen. - "

Auf den Autrag der II a-Fachkommissionwurde der Haushaltsplan über das Hebammen¬
wesen einschließlich der Hebammeulehraustaltenzu Köln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922 unverändert angenommen
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Hierzu wurde angenommen:
2,) der Antrag des AbgeordnetenUllenbanm und Genossen, zur weiteren Hebuug der Säug¬

lingspflege der Hebammcnlehranstaltenin Köln uud Elberfcld aus den Mitteln des Titels VI
Ziffer 8 des Haupthaushaltsplans 50 000 Mark zu eutnehmcn und für vorstehendenZweck
zn verwenden;

d) die nachstehende Entschließungder II a-Fachkommissionzum Haushaltsplan:
„Jedoch spricht die Kommission dabei deu Wunsch aus, daß der im laufende«Rechnungsjahre
zur Verfügung stehende Netrag von 150 000 Mark für Zwecke der Säuglingspflege in
dem nächstenHanshaltsplan vorgesehenwird".
Auf den Antrag der lla Fachkommissionwurden die Haushaltspläne der Provinzial-

Blinden-Unterrichtsmistaltenzn Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwicd (Auguste Viktoria-Haus), sowie
des UnterstÜtznngsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922
unverändert angenommen.

Antrag der I. und III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses,betreffendErhöhung der Straßenunterhaltungsrenten in Verbindung mit dem Antrag
des AbgeordnetenDr. Saassen (uergl. Protokoll der 3. Sitzung.)

Die III. Fachkommission stellte hierzu den folgenden Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle die Vorlage des Provinzialausschusses ablehnen und gemäß
Antrag des AbgeordnetenI)i-. Saassen mit nachfolgenden Aenderungen, die hier durch Sperr¬
druck kenntlich gemachtsind, beschließen:Die Provinzialverwaltung ist verpflichtet auf Autrag
derjenigenKreise und Gemeinden, die auf Grund des § 18 Absatz 3 des Gesetzes vom
30. April 1873 die Verwaltuug und Unterhaltung der in ihrem Gebiet gelegenenStaats-
Chausseenoder die Bezirksstraßen übernommen haben, entweder 1. die Verwaltung und
Unterhaltung dieser Straßen gegen Rückübertragung des auf sie entfallenden Teiles der
Dotationsrenten unter noch zwischen der Provinz und den beteiligten Gemeinden
uud Kreisen zu vereinbarenden Bedingungen wieder abzunehmen, oder 2. den
betreffenden Kreisenund Gemeindeneinen laufenden Zuschußin Höhe der ans die übernommene
Kilomcterzahl unter Zugrundelegung der der Provinz bei den in ihrer Verwaltung verbliebenen
Straßen pro Kilometer entstandenendurchschnittlichen Kosten für gleichartige Straßen zu
gewähren. Dieser Durchschnittssatz wird nach Anhörung der ständigen Kommission
für die Angelegenheiten des Straßenbauwesens durch den Provinzialansschutz
festgesetzt. (Der letzte Satz des Antrages I)r. Saassen fällt weg.) Bis zur Durch¬
führung dieses Beschlusses werden die leiftnngsschwachen Gemeinden aus Provinzial-
mitteln unterstützt".

Die I. Fachkommission stellte hierzu den nachstehenden Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:Der Antrag des Abgeordneten Dr. Saassen wird
dem Piovinzialllusschußüberwiesen mit dem Ersuchen,eine nochmalige Prüfung der Angeleöen-
heit vorzunehmen und nach Anhörung der kommunalenSpitzcnuerbände gegebenenfalls dem
nächsten Provinziallandtag eine Vorlage über einen der Billigkeit entsprechenden Ausgleich
zwischen der Provinz und den Stadt- und Landgemeindenbezw. Kreisen zu machen.

Der Provinzilllausschußwird ermächtigt,eine vorläufigeRegelungfür das laufendeRechnungs¬
jahr vorzunehmenund hierzu die der Provinz aus einer eventuellenErhöhung der staatlichen
Dotationsrenten zustießendenMittel zu verwenden,

Falls der Provinzilllausschußvon dieser Ermächtigung keinen Gebrauch macht, soll in Aussicht
genommen weiden, daß die endgültige, vom nächsten Provinziallandtag zu beschließende

5*
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Regelung rückwirkende Kraft für das laufende Rechnungsjahr erhält, falls hierfür die vor¬
stehend erwähnten Mittel verfügbar sind".

Die III. Fachtommissionerklärte sich mit diesem Vorschlageinverstanden.
Die vorstehendenAnträge wurden angenommen.
Auf den Antrag der III. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen»

Verwaltungnebst
Anlage ^,, Voranschlag über die Verwendung der Eisenbahnmittel,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung der Mittel zur Unterstützung des Gememde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922 wurde dieser Haushaltsplan
unverändert angenommen.

Die Fachkommissionhatte hierzu die Anregung gegeben, daß Straßenbauarbeiten nach
Möglichkeitöffentlichausgeschrieben und dabei das Augenmerkdarauf gerichtet werde, daß dort, wo
Tariflöhne bestehen, diese von den Unternehmern eingehalten werden.

Dieser Anregung wurde zugestimmt.
Der von der U. S. P.-Frattion zu diesem Punkt der Tagesordnung gestellte Antrag

(vergl. Eingänge im heutigen Protokoll) wurde dem Provinzialausschuß zur Prüfung überwiesen.
Auf den Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrag der Gutsverwaltung des Ritter-

<^^-6"l^ Grittern zu Hückelhovenauf Uebernahme der Kosten der Regulierung und der dauernden
^5^ Unterhaltung des Roerflusses auf den Provinzialverband wurde beschlossen,den Antrag der

Gutsverwaltung dem Provinzialausschuß bezüglich der für das Rittergut Grittern aufzuwendenden
Kosten zur Erledigung und bezüglich der Uebernahme der dauernden Unterhaltung der Roer als
Material zu überweisen.

Die Ila-Fachkommission stellte in Sachen der Pruvinzialkommissionenfolgenden Antrag:
„Der Provinzillllandtag wolle beschließen, an Stelle der bisherigen Provinzialkommission„für
Taubstummen-, Blinden-, Hebammen- und Fürsorgeerziehungsanstalten" eine neue 15er-
Kommissionzu wählen. Die Kommissionuntersteht ausschließlich dem Provinziallandtag und
wählt sich den Vorsitzenden selbst. Vorläufig erhält sie im übrigen die Dienstanweisungder
bisherigen Provinzialkommission.

Alle grundsätzlichen Entscheidungenund Anordnungender Provinzialverwaltung im Umfang
des Wirtungskreifesder Kommission sind vorher, der Kommission zur Begutachtung vorzulegen"

Hierzu stellte der AbgeordneteHaas den nachstehenden Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle befchließen, das Gebiet der bisherigen Provinzialkommission
für Taubstummen-, Blinden-, Hebammenlehr- und Fürsorgeerziehungsanstalten aufzuteilen
und zwar so. dllß die bisherige Kommission das Gebiet der Taubstummen- Blinden- und
Hebammenlehranstlllten bearbeitet und ei»e neue achtgliedrige Kommission vom jetzigen

, Provinziallandtag für das Gebiet der Fürsorgeerziehungsanstaltengewählt wird"
Der Antrag der Ila-Fachkommissionwurde abgelehnt,dagegen der Antrag Haas angenommen.
Nach den von den Fraktionen gemachtenVorschlägen setzt sich die Kommission für die

Fürsorgeerziehungsanstaltenwie folgt zusammen:

Zentrum: AbgeordneterDaams, AbgeordneterKüppers. AbgeordneteFrau Niedieck-
Arbeitsgemeinschaft: Abgeordneter Bausch, Abgeordneter Steinn.eyer:
Mehrheitssozialdemolratische Partei: Abgeordneter Reese-
Unabhängige sozialdemokratische Partei: Abgeordnete Frau Becker-
Kommunistische Partei: Abgeordneter Koch.



61, RheinischerProvinziallandtag, Protokoll der 7. Sitzung am 18. Juli 1921, 37

Nach den weiter gemachten Vorschlägenscheiden aus der Kommission für die Taubstummen-
und Blindenunterrichtsanstalten und die Hebmnmenlehranstaltendie Abgeordneten Bausch, Heuser
und Frau Niedieck aus, an deren Stelle treten für die Arbeitsgemeinschaft der Abgeordnete
Dr. Kaiser und für das Zentrum die Abgeordneten Grootens und Fräulein Kohl.

Auf den Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan
der Provinzialuerwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen
der einzelnen Verwaltnngszweige uud Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis
31. März 1922

und
Haupt-Haushaltsplan für die Provinzialuerwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922 wurde

1. der Haupt-Haushaltsplan nebst den zu ihm gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen
Verwaltnngszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr 1921 festgestellt;

2. der Steuerbedarf zur Herbeiführung des Gleichgewichtszwischen den Einnahmen und
Ausgaben des Haupt-Haushaltsplans auf 139 217 600 Mark festgesetzt; '

3. zur Deckungdes nach Abzug des ReichseinkommensteueranteilsverbleibendenBetrages die
Erhebung einer Provinzialumlage von 162,21«/» auf die Realsteueru nach Maßgabe der
steuergesetzlichenBestimmungen beschlossen und der Provinzialausschuß ermächtigt, im Falle
einer noch für das Jahr 1921 in Kraft tretenden Gesetzesandernug an Stelle der
Erhebung einer Provinzialumlage von 162,21°/« auf die Realsteuern die Verteilung der
Provinzialsteuern nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen vorzunehmen;

4. beschlossen,daß nach dem festgesetzten Haupt-Haushaltsplan und nach den zu ihm
gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltnngszweige und Anstalten auch nach
dem 1. Januar 1922 beziehungsweifenach dem 1. April 1922 die Verwaltung so lange
weiter gefühlt nnd der zu 2. genehmigteProvinzialsteuerbedarf so lange weiter erhoben
werde, bis der Provinziallandtag neue Haushaltspläne genehmigt haben wird.
Die nachstehende Entschließungder I. Fachkommission wurde zum Beschluß erhoben:

„Die Fachkommission beschließt, den Landeshauptmann zu ersuchen, dem Provinzial¬
ausschuß baldigst Vorschlägezur Neueinrichtung der Finanzverwaltuug der Provinz und deren
Kontrolle zu machen".

Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag der V. K. P., betreffendEnt¬
schädigungfür Lohnausfall während der Landtagstagung und für Verdienstverlustder Kommissions-
mitglieder bei Sitzungen außerhalb der Landtagstagung, wurde wie folgt befchlossen:

1. Da die Entschädigung für Lohnausfall für die Tagungsdauer uicht in allen Teilen dem
/ tatsächlichen Verdienst entspricht, so soll der wirkliche Lohnausfall vergütet werden. Der

Nachweis des Ausfalls gilt durch schriftliche Erklärung des Abgeordnetenals erbracht.
2. Dasselbe gilt für Verdienstausfall infolge von Teilnahme der Kommissionsmitgliederbei

Sitzungen außerhalb der Landtagstagung.
3. Für die Kosten einer nutwendig gewordenenVertretung wird Ersatz geleistet. Zur Be¬

gründung der Höhe der Kosten genügt die schriftliche Erklärung des Abgeordneten.
4. Der Landeshauptmann wird ermächtigt, die Probinzialbeamten, die durch ihre Teilnahme

am Provinziallandtag zu Aufwendungengezwungenfind, angemessen zu entschädigen.
Auf den Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag der V. K. P., betreffendErsatz¬

wahl für das aus dem Provinzialausschuß ausgeschiedene Mitglied Beigeordneter Koch-Remscheid,
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wurde das seitherige stellvertretende Mitglied Abgeordneter Peter Knab zum Mitgliede und an
dessen Stelle der Abgeordnete Peter Betzhold zum stellvertretendenMitgliede, beide für den Nest
der Amtsdauer der Ausgeschiedenen, gewählt.

Auf deu Antrag der Geschäftsordnuugskommissionzu dem Bericht der vom Provinzial-
landtag gewählten Kommission, betreffend den Entwurf einer neueu Geschäftsordnung für den
Provinziallandtag, wurde beschlossen, die Beschlußfassung,über den Entwurf der Geschäftsordnung
bis zur nächsten Tagung des Provinziallandtages zn vertagen.

Inzwischen soll die jetzige Geschaftsordnungskommissiondie Angelegenheitweiter beraten.
Nach dem Antrag der Wahlprüfnngskommission, betreffend Einsprüche gegen die am

20. Februar 1921 stattgehabtenNeuwahlen der Provinziallandtags-Abgeordncten,wurde der Einspruch
1. des EisenbahnselrctärsWilhelm Hesse! in Kreuznachgegen die Feststellungdes Provinzial-

wahlleiters, daß im Wahlkreise Kreuznach-Meisenheim der der Deutsch-DemokratischenPartei
augehurendeProfefsor Milan gewählt sei,

2. der Deutsch DemokratischenPartei im Wahlkreise Dnisburg-Crcfeld -gegen die Fest¬
stellung des Provinzialwahlleiters, daß im RegierungsbezirkDüsfeldorf die Mitglieder der Deutsch-
DemokratischenPartei Steinmeyer, Dinger und Nr. Hartmann gewählt seien und

3. der Krcisparteileitung der Deutschen Volkspartei iu Vernkastel und des Landwirts
Karl Gerhard in Sensweiler gegen die Feststellung des Provinzialwahlleiters, daß im Regierungs¬
bezirk Trier der Spitzenbewerberdes Wahlvorschlages „Arbeitsgemeinschaft"Oberbürgermeister von
Vrnchhnusengewählt sei, abgelehnt, dagegen

der Einspruch des Vorsitzendender Ortsgruppe Mülhcim (Ruhr) der Deutschen Vultspartei
gegen die Vereinigungder Wcchlvorschlägemit dem SpitzenbewerberOberbürgermeisterDr. Iarres
mit den übrigen Wahlvurfchlcigender DeutschenVultspartei durch den Provinzialwahlleiter

für begründet erklärt.
Nachträglich wurde auf den Antrag des Abgeordneten Dr. Iarres beschlossen, in dem

Antrag der I. Fakommissionzn dem Antrage des Abgeordneten Ur. Saassen, betreffend Erhöhung
der Straßenunterhaltnngsrenten (vergl. heutiges Protokoll), iu der zweiten Zeile die Worte „eine
nochmalige Prüfung der Angelegenheit" und in der dritten Zeile die Worte „vorzunehmen" und
„gegebenenfalls"zu streichen.

Der eingangs,erwähnte Antrag des AbgeordnetenI)i-, Köttgen in Sachen der Eisenbahn¬
linie Berg. Gladbllch-Wipperflirthwurde zum Beschluß erhoben.

Nach den von den Fraktionen gemachten Vorschlägen setzt sich die Kommissionfür das
Siedlungswesen (RheinischesHeim) wie folgt zusammen:

Zentrum: Abgeordnete Graf Westcrholt, Fettwciß, Freiherr von Loü, Steidl,
Weber-Aachen;

Arbeitsgemeinfchaft: Abgeordnete Kemmann, Woehlcr;
Mehrheitssozialistifche Partei: Abgeordneter Pfaff;
Kommunistische Partei: Abgeordneter Theißen.

Mit beratender Stimme:

Unabhängige sozialdemotratische Partei: Abgeordneter Vnmbcrger.
Der Vorsitzende richtete an den in den Ruhestand tretenden Landeshauptmann eine

Ansprache(vergl. den stenographischen Bericht).

Der Landeshauptmann dankte für die ihm zuteil gewordene Ehrung (vergl. den steno¬
graphischenBericht).



61. RheinischerProvinziallandtag, Protokoll der 7. Sitzung am 18. J uli 1921. 39

Der Vorsitzendemacht dem Staatstommissar die Mitteilung, daß der 61. Provinzial-
landtag seine Geschäfteerledigt habe.

Der Staatstommissar, Oberpräsident v. Groote, Exzellenz, schließt den Provinziallandtag
mit einer Ansprache(vergl. den stenographischenBericht)-

Der Vorsitzendedankt allen Beamten der Proninzialverwaltung, die an den Arbeiten des
Prouinziallllndtages teilgenommenhaben, für die gehabte Mühewaltung.

Der Vorsitzendebringt ein Hoch auf das deutsche Vaterland aus, das begeistert aufge¬
nommen wurde.

Schluß der Sitzung 5 Uhr 45 Minuten.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Vielen. C. Weyers. W. Elfes.
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Verzeichnisder Kommissionen beim 61. Rheinischen Provinziallandtag.
I. Fachtommission:

Vorsitzender:—, stellvertretenderVorsitzender:Falk, Schriftführer:Hoff, stellvertretenderSchrift¬
führer: Dr. Dichgans, Mitglieder: Andres (Gutlcuthof),Brauer, Hoffmann, Dr. Iarres,
Knab, Freiherr von Loö, Maus, Dr, Saassen, Schäfer, Simou-Bitburg, Ullcnbaum,

Dr, Wesenfeld,

II » Fachkommission:
Vorsitzender:Dr. Kaiser, stellvertretenderVorsitzender: Reesc, Schriftführer:Frl, Kohl, stell¬
vertretender Schriftführer: Küppers, Mitglieder: Bausch, Frau Becker, Daams, Frau
Dieckerhoff, Dr. Fischer. Grootcns, I)r, Heß, Frl. Müller, Frl. Otto, Frau Plum,

Steinmeyer.

II d Fachkommission:
Vorsitzender:Dr. Esch, stellvertretenderVorsitzender:Fuuk, Schriftführer:Büchfcn schütz, stell¬
vertretender Schriftführer:Hebborn, Mitglieder: Bicrwirth, Deppe, Esser Euskirchcn, Frl.

Gosewinkel, v. Itter, Kandzia, Krapull, Dr. Krebs, Kühnen, Milan, Orlopp.

III. Fachkommission:
Vorsitzender:Mehne, stellvertretenderVorsitzender:Dr. Hentzen, SchriftführerDr. Graf Adel¬
mann von Adelmannsfelden, stellvertretenderSchriftführer: vou Bruchhaufen, Mitglieder:
Betzhold. Effert, Hold, Ianfcn (Lammersdorf),Dr, Iansen (Leverkusen), Krawintel,

Marx, Meyer. Müller (Duisburg),v. Salis-Soglio, Weber (Kray),

IV. Fachkommission:
Vorsitzender: von Stedmau, stellvertretender Vorsitzender: Brücker, Schriftführer: Theißcn,
stellvertretender Schriftführer: Alb er 8, Mitglieder: Vam berger, Bergweiler, Geßinger,
Heuser, Lenfing, Pfaff, Schlieper, Schroer-Hochhalen,Dr. Schüler. Steidl, Wcyers.

Geschllftsordnungstommissiou:
Vorsitzender:Eberle, stellvertretenderVorsitzender:Adams, Schriftführer:Hauck, stellvertretender
Schriftführer:Frl. Kohl, Mitglieder: Dr. Graf Adelmann vou Adelmannsfelden, Bauknecht,
Elfes, Esser (Duisburg), Falk. Grootens, Dr. Hartmauu, Heuser, Dr. Kaiser, Maus,

D. Dr. dc Weerth.

Wahlprüfungslommission:
Vorsitzender: Völker, stellvertretender Vorsitzender: Tillmanns, Schriftsührcr: Holten, stell¬
vertretender Schriftführer: Dr. Capallo, Mitglieder: Dinger. Dr. Esch, Flußdorf, Frl.
Gosewinkel, Grootens, Haberland, Dr. Hartmann, Lotz, Ring, Rulof, Schürhoff.
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Gutsverwaltung -
Rittergut Grittern. Hückelhoven, den 7. Juli 1921.

An den Provinziallandtag
in Düsseldorf.

Nachdem schon vor einigen Jahren der Provinziallandtag zn der Noerregulierung und
Unterhaltung eingehendStellung genommenund die Uebernahme der Roernnterhaltnng uud Regu¬
lierung beschlossen hat, bitten wir nuumehr, der Sache näher zu treten und das Erforderliche zu
veraulassen.

Wie Ihneu bekauut ist, werdeu durch das Hochwasser der Roer alljährlich große Strecken
fruchtbarsten Bodeus verließt, versandet und auch weggespült, wodurch viele Uferbrüche entstehen,
deren Herstellung den einzelnen Anliegern wegen ihrer Kostspieligkeitunmöglich ist. Die Brüche
bleiben liegen uud gehen dadurch immer größere Bodenstächenverloren. Es muh daher unbedingt
etwas geschehen, damit dieser Wasserlcmf geregelt und unschädlichgemacht wird. Das allgemeine
Interesse erfordert dies, denn durch die Verbesserungwird beiderseits der Ufer 3—5 Meter tiefer
steinfreier Humusboden zu Ackerland gewonnen, der durch seiue Ertrage zur Ernährung der Be¬
völkerung dienlicher ist als Wiesen. Durch die dabei zu gcwiuuendeu Wasserkräfte köunteu die
Negulierungskostenwieder hereingeholt werden.

Es ist sehr zu bedauern, daß die projektierte Regulierung uicht schou vorgenommenist.
Um so dringender ist die Sache jetzt geworden.

Wir hatten Ende 1919 und Anfang 1920 an unserem Gelände einen Schaden, der von
den Sachverständigen der Regiernng zu Aachen uud dem Oberingenieur Valentin in M.Gladbach
auf 480 000— Mark festgestellt worden ist. Davon sind 126 000— Mark als Schaden, ver-
nrsacht durch die Besatzung durch Fischeu mit Sprengkörpern, von der zuständigen Kommissionin
Aachen übernommen worden. Den Rest der Herstellungskostenzu Uberuehmeu,siud wir nicht in
der Lage uud bitten wir, diese Kosten auf die Provinz zu übernehmen und Gelder anzuweisen,
damit die Herstellung der Ufer fortgesetztwerden kann, um größere Schade» bei dem nächsten Hoch-
wasser zu verhüten und die bis jetzt hergestelltenUferbettungeu nicht zu gefährde:,.

Die unbedingt notwendigenAusbesserungsarbeitenmußten leider mangels der außerordent¬
lich hohen Mittel eingestelltwerden. 98 000,— Mark haben wir bereits aufgebracht und weitere
Aufwendungenkönnen wir nicht leisten.

Wir beantragen daher gleichzeitigauf Gruud des § 125 des Wassergesetzes die dauernde
Unterhaltung des Roerflusses und seiner Ufer, die wegen der Hochwassergefahrbesonders schnurrig
und kostspielig ist, ans die Provinz zu übernehmen,

Hochachtnugsvoll!

Für die Gutsverwaltung: Schwinges.
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